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Drucksache 2167 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wiedergutmachung 
(7. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, CDU/CSU, FDP und der 
Gruppe der DP eingebrachten Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 

öffentlichen Dienstes 

— Drucksache 2097 (neu) — 


A. Bericht des Abgeordneten Frenzei 


Der Gesetzentwurf Drucksache 2097 (neu) ist von 
der Vollversammlung des Bundestages in der Sit- 
zung am 21. Oktober 1960 in erster Beratung dem 
Aussdiuß für Wiedergutmachung überwiesen wor- 
den. Der Aussdiuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 27. Oktober 1960 behandelt und ihn 
einstimmig gebilligt. 

Durch Artikel 1 wird § 26 Abs. 4 des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unredits für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes (BWGÖD) geändert. Diese Vorschrift hatte 
zwar grundsätzlich für Wiedergutmachungsan- 
sprüche von Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
den Verwaltungsreditsweg eröffnet, daneben aber 
frühere landesreditlidie Bestimmungen, die den 
ordentlichen Rechtsweg vorsehen, bestehen lassen. 
Derartige Bestimmungen waren in § 45 des Berliner 
Gesetzes über die Entschädigung der Opfer des 
Nationalsozialismus vom 10. Januar 1951 sowie in 
den Entschädigungsgesetzen des Landes Bayern 
vom 12. August 1949, des Landes Bremen vom 
16. August 1949, des Landes Hessen vom 18. Au- 
gust 1949 und des ehemaligen Landes Württemberg- 
Baden vom 16. August 1949 — jeweils in § 43 — 
getroffen. 


Obgleich diese spezialgesetziiche Regelung nach 
einer weitverbreiteten Ansicht durch die am 
1 April 1960 in Kraft getretene Verwaltungsge- 
richtsordnung (VwGO) unberührt geblieben ist, sind 
Zweifel aufgetaucht, ob der ordentliche Rechtsweg 
in Wiedergutmachungsverfahren nach dem BWGöD 
weiter bestehengeblieben ist. In § 40 VwGO ist 
nämlich bestimmt, daß Abweichungen von der Zu- 
lässigkeit des Verwaltungsrechts Weges nur noch 
dann gelten sollen, wenn eine „ausdrückliche bun- 
desgesetzliche Zuweisung" vorliegt. 

Die Neufassung des § 26 Abs, 4 BWGöD durch 
Artikel 1 des Entwurfs soll die aufgetretenen Be- 
denken beseitigen und den vor dem Inkrafttreten 
des § 40 VwGO bestehenden Rechtszustand in einer 
jeden Zweifel ausschließenden Weise bestätigen. 
Gleichzeitig ist in Artikel 3 Abs. 2 vorgesehen, daß 
in Fällen, in denen seit dem 1. April 1960 in den 
vorgenannten Ländern etwa Klagen beim Verwal- 
tungsgericht erhoben worden sind, die Verfahren an 
das zuständige Gericht der ordentlichen Gerichts- 
barkeit übergehen. Sollte in der Zwischenzeit ein 
Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit das Ver- 
fahren an ein Gericht der Verwaltungsgerichtsbar- 
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keit verwiesen haben, so soll die Verweisung wie- 
der rückgängig gemacht werden. 

Artikel 3 Abs. 3 Satz 1 will vermeiden, daß die 
Beteiligten mit Gerichtskosten belastet werden, die 


bei einem Gericht der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
vor dem Übergang des Verfahrens auf das ordent- 
liche Gericht entstanden sind. Satz 2 dient der Klar- 
stellung. 


Bonn, den 27. Oktober 1960 


Frenzel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2097 (neu) — 
unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 27. Oktober 1960 


Der Ausschuß für Wiedergutmachung 
Frenzel 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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